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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 17 U 566/18
Datum 23.05.2022

3. Instanz

Datum 29.11.2022

Die Berufung der KlÃ¤ger gegen das Urteil des Sozialgerichts Duisburg vom 31.08.2018

wird zurÃ¼ckgewiesen. 

AuÃŸergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten. 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Â 

GrÃ¼nde:

I.

Der KlÃ¤ger begehren als Rechtsnachfolger des verstorbenen Versicherten R die GewÃ¤hrung

einer Rente wegen der Folgen der anerkannten Berufskrankheit nach Nr. 4103 der Anlage 1 zur

Berufskrankheitenverordnung (BKV) â€“ Asbeststaublungenerkrankung oder durch Asbeststaub

verursachte Erkrankung der Pleura â€“ (BK 4103) i.V.m. dem Siebten Buch Sozialgesetzbuch
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â€“ Gesetzliche Unfallversicherung â€“ (SGB VII).

Â 

Bei dem am 00.00.1947 geborenen und wÃ¤hrend des erstinstanzlichen Verfahrens am

00.11.2014 verstorbenen Versicherten ist mit Bescheid vom 23.08.2012 die BK 4103 ohne

Rentenanspruch festgestellt worden. Als Folge der Berufskrankheit wurden radiologisch

feststellbare asbestassoziierte PleuraverÃ¤nderungen in den Mittelunterfeldern dorsal sowie in

den Oberfeldern ventro-lateral ohne LungenfunktionseinbuÃŸen anerkannt. UnabhÃ¤ngig

davon wurde eine schwerste COPD Gold Stadium IV mit Lungenemphysem und Hinweisen auf

ein Cor pulmonale und die damit einhergehenden LungenfunktionseinschrÃ¤nkungen mit

schwerster Obstruktion und LungenÃ¼berblÃ¤hung sowie EinschrÃ¤nkung der Diffusion sowie

eine arterielle Hypertonie festgestellt. 

Â 

Den hiergegen am 21.09.2012 eingelegten Widerspruch wies die Beklagte mit

Widerspruchsbescheid vom 13.12.2012 zurÃ¼ck. Es lÃ¤gen keine asbestbedingten

Gesundheits- und KÃ¶rperschÃ¤den vor, die der BK 4103 zugeordnet werden und zu einem

Rentenanspruch fÃ¼hren kÃ¶nnte. 

Am 21.01.2013 hat der Versicherte Klage zum Sozialgericht erhoben, welche nach dessen Tod

von seinen SÃ¶hnen als Rechtsnachfolger weitergefÃ¼hrt wurde.

Â 

Die KlÃ¤ger haben schriftsÃ¤tzlich beantragt,

Â 

die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 23.08.2012 in der Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom 13.12.2012 zu verurteilen, aus Anlass der anerkannten

Berufskrankheit nach Nr. 4103 BKV Verletztenrente nach MaÃŸgabe der gesetzlichen

Bestimmungen zu gewÃ¤hren. 

Â 

Die Beklagte hat beantragt,

Â 

die Klage abzuweisen. 
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Â 

Das Sozialgericht (SG) hat ein lungenfachÃ¤rztliches SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. S

vom 01.10.2013 unter Einschluss eines Â sowie ein lungenfunktionsanalytischen

Zusatzgutachtens von Dr. A eingeholt. Nach dem Tod des Versicherten hat die Beklagte ein

pathologisches Gutachten von Dr. U zu den Akten gereicht. ZusÃ¤tzlich hat die Beklagte ein

arbeitsmedizinisches Zusammenhangsgutachten nach Aktenlage von Dr. H zu den Akten

gereicht. In einem Parallelverfahren (S 29 U 38/13) ist darÃ¼ber hinaus ein radiologisches

SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. G vom 27.04.2017 eingeholt worden. Im Ergebnis hat

kein Gutachter festgestellt, dass bei dem verstorbenen Versicherten, dem Vater der KlÃ¤ger,

die Voraussetzungen fÃ¼r die Zahlung einer Rente wegen der Folgen der bei ihm festgestellten

BK 4103 gegeben gewesen ist. Wegen der Einzelheiten der Gutachten wird auf den Inhalt der

Gutachten in den Gerichtsakten verwiesen.

Â 

Mit Urteil vom 31.08.2018 hat das SG die Klage abgewiesen. Die zu Lebzeiten bei dem

Versicherten anerkannte Berufskrankheit nach Nr. 4103 BKV habe zu keiner Minderung der

ErwerbsfÃ¤higkeit gefÃ¼hrt, so dass kein Anspruch auf eine Verletztenrente bestanden habe.

Aufgrund der eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten sowie der medizinischen

Feststellungen im Verwaltungsverfahren, habe sich beim Versicherten keine messbare

Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit feststellen kÃ¶nnen. 

Â 

Gegen das den KlÃ¤gern am 21.09.2018 zugestellte Urteil richtet sich die am 19.10.2018

eingelegte Berufung. Dem KlÃ¤ger stehe eine Verletztenrente aufgrund der berufsbedingten

Asbestose (BK 4103) in HÃ¶he von einer MdE i.H.v. 50 v.H. zu.. 

Â 

Die KlÃ¤ger beantragen schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤ÃŸ,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Duisburg vom 31.08.2018 zu Ã¤ndern und die Beklagte unter

AbÃ¤nderung des Bescheides vom 23.08.2012 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

13.12.2012 zu verurteilen, ihm aus Anlass der anerkannten Asbestose eine Verletztenrente zu

gewÃ¤hren.

Â 

Die Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich, 
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Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Â 

Zur BegrÃ¼ndung verweist die Beklagte auf die AusfÃ¼hrungen im erstinstanzlichen Urteil. 

Â 

Mit Schreiben vom 18.03.2022 hat der Senat mitgeteilt, dass er wegen Erfolglosigkeit der

Berufung beabsichtige, die Berufung durch Beschluss nach Â§ 153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz

(SGG) zurÃ¼ckzuweisen. Hierzu ist den Beteiligten die Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum

28.04.2022 gegeben worden. Der Hinweis ist dem ProzessbevollmÃ¤chtigten ausweislich des

Empfangsbekenntnisses am 22.03.2022 zugegangen. 

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der

Gerichtsakte und der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen, die

Gegenstand der Entscheidungsfindung gewesen sind.

Â 

Â 

II.

Â 

Der Senat kann die Berufung gemÃ¤ÃŸ Â§ 153 Abs. 4 SGG zurÃ¼ckweisen, weil er sie

einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung fÃ¼r nicht erforderlich

hÃ¤lt. Er macht von dieser MÃ¶glichkeit Gebrauch, weil der Fall keine Schwierigkeiten in

tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Hinsicht aufweist und eine mÃ¼ndliche Verhandlung zur

GewÃ¤hrleistung effektiven Rechtsschutzes nicht erforderlich erscheint. Die Beteiligten sind

dazu schriftlich gehÃ¶rt worden. 

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤ger ist nicht begrÃ¼ndet.

Â 

Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Die KlÃ¤ger als Rechtsnachfolger des
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Versicherten werden durch den angefochtenen Bescheid vom 23.08.2012 in der Gestalt des

Widerspruchsbescheides vom 13.12.2012 nicht in ihren Rechten verletzt, da dieser

rechtmÃ¤ÃŸig ist (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG). Denn der verstorbene Versicherte hatte aufgrund

der anerkannten BK nach Nr.Â 4103 der Anlage zur BKV keinen Anspruch auf Zahlung einer

Verletztenrente.

Â 

Nach Â§Â 56 Abs. 1 SatzÂ 1 SGB VII haben Versicherte Anspruch auf Rente, wenn ihre

ErwerbsfÃ¤higkeit infolge der BK Ã¼ber die 26. Woche hinaus um wenigstens 20 v.H.

gemindert ist. Ist die ErwerbsfÃ¤higkeit infolge mehrerer VersicherungsfÃ¤lle (Arbeitsunfall oder

Berufskrankheit, Â§Â 7 Abs. 1 SGB VII) gemindert und erreichen die VomhundertsÃ¤tze

zusammen wenigstens die Zahl 20, besteht fÃ¼r jeden, auch fÃ¼r einen frÃ¼heren

Versicherungsfall, Anspruch auf Rente (sog. StÃ¼tzrente, Â§Â 56 Abs. 1 SatzÂ 2 SGB VII). Die

Folgen eines Versicherungsfalles sind nur zu berÃ¼cksichtigen, wenn sie die

ErwerbsfÃ¤higkeit um wenigstens 10 v.H. mindern (Â§Â 56 Abs.Â 1 SatzÂ 3 SGB VII). Bei

Verlust der ErwerbsfÃ¤higkeit wird Vollrente, bei einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE)

wird Teilrente geleistet. Sie wird in der HÃ¶he des Vomhundertsatzes der Vollrente festgesetzt,

der dem Grad der MdE entspricht (Â§Â 56 Abs.Â 3 SGB VII). Die HÃ¶he der MdE richtet sich

nach dem Umfang der sich aus der BeeintrÃ¤chtigung des kÃ¶rperlichen und geistigen

LeistungsvermÃ¶gens ergebenden verminderten ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem gesamten

Gebiet des Erwerbslebens (Â§ 56 Abs. 2 S. 1 SGB VII). Die Bemessung der MdE hÃ¤ngt damit

zum einen von den verbliebenen BeeintrÃ¤chtigungen des kÃ¶rperlichen und geistigen

LeistungsvermÃ¶gens und zum anderen von dem Umfang der dadurch verschlossenen

ArbeitsmÃ¶glichkeiten ab. Entscheidend ist nicht der Gesundheitsschaden als solcher, sondern

vielmehr der _Funktionsverlust unter medizinischen, juristischen, sozialen und wirtschaftlichen

Gesichtspunkten (st. Rspr. Bundessozialgericht (BSG), vgl. etwa Urteil vom 20.12.2016 â€“ B 2

U 11/15 R â€“ juris Rn. 14). Bei der EinschÃ¤tzung der MdE sind die von der Rechtsprechung

und der Literatur herausgearbeiteten allgemeinen Erfahrungswerte zu beachten, die eine

Grundlage fÃ¼r die gleiche und gerechte Bewertung der MdE bilden (BSG a.a.0., juris Rn. 17).

Â 

Danach hat das Sozialgericht unter BerÃ¼cksichtigung der von ihm eingeholten

SachverstÃ¤ndigengutachten und Gutachten aus dem Verwaltungsverfahren sowie zusÃ¤tzlich

aus dem Parallelverfahren S 29 U 38/13 zu Recht zu entschieden, dass bei dem verstorbenen

Vater des KlÃ¤gers die Voraussetzungen fÃ¼r die Zahlung einer Rente wegen der Folgen der

bei ihm festgestellten BK 4103 nicht gegeben waren und entsprechende AnsprÃ¼che

deswegen auch nicht auf den KlÃ¤ger Ã¼bergegangen sind. 

Â 
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Kein einziger SachverstÃ¤ndiger, einschlieÃŸlich des im Verfahren S 29 U 38/13 nach Â§ 109

SGG benannten Dr. G, hat einen Zusammenhang zwischen den beim Versicherten sicherlich in

hohem AusmaÃŸ vorhanden gewesenen LeistungsbeeintrÃ¤chtigung durch

GesundheitsstÃ¶rungen im Bereich der Lunge und den Auswirkungen der BK bejaht. Diese

bestanden lediglich in geringgradigen VerÃ¤nderungen des Rippenfells in Form von nicht

verkalkten asbestassoziierten Pleuraplaques beidseits. Durch diese VerÃ¤nderungen wurden

aber keine maÃŸgebliche EinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion hervorgerufen und keine

Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit ausgelÃ¶st. Diese wurde vielmehr durch das ausgeprÃ¤gte,

basal betonte Lungenemphysem in Verbindung mit einer chronisch-obstruktiven Bronchitis

(Stadium COPD IV) verursacht. Das AusmaÃŸ der Gasaustauschkomponente entsprach exakt

der Destruktionskomponente durch das Emphysem. Diese schwerstgradige Erkrankung stand

nicht im Zusammenhang mit der nur geringgradigen VerÃ¤nderungen des Rippenfells, sondern

war Folge des inhalativen Zigarettenrauchens.

Â 

Vor dem Hintergrund der obigen AusfÃ¼hrungen verweist der Senat im Ãœbrigen zur

Vermeidung von Wiederholungen auf die zutreffenden EntscheidungsgrÃ¼nde des

angefochtenen Urteils (Â§ 153 Abs.Â 2 SGG), welchen sich der Senat nach eigener PrÃ¼fung

der Sach- und Rechtslage anschlieÃŸt.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 02.01.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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